
6 .  A b l e i t u n g  u n d  Re i n i g u n g  d e s  A b w a s s e r s

B S. 1   16.04.2003

1. PROBLEMSTELLUNG

Die Anlagen zur Ableitung und Reinigung von Siedlungsabwässern 
sind weitgehend realisiert. Dennoch gibt es noch eine Reihe von 
Problemen zu lösen. Dazu gehört insbesondere die Entsorgung 
(durch Versickerung und/oder flächendeckende Einführung eines 
Trennsystems) der nicht verschmutzen Abwässer, welche die 
ARA unnötig belasten. Dann gilt es auch, die Industrie- und 
Gewerbeabwässer zu sanieren, was die Realisierung von Anlagen 
zur Vorbehandlung bedingt.

Weiterhin muss der Kanton in Anwendung der am 1. Januar 
1999 in Kraft getretenen neuen Wasserschutzverordnung (WSchV) 
die Erstellung von regionalen Entwässerungsplänen (REP) auf 
Ebene des Zuströmbereichs (Art. 4 GSchV) und generellen 
Entwässerungsplänen (GEP) auf Gemeinde- oder interkommunaler 
Ebene (Art. 5 GSchV) fördern.

3. AUFGABENVERTEILUNG

Die Betreiber von Abwasserreinigungsanlagen:

Die Erwähnung der Kontrolle des Klärschlammes wurde vor allem 
im Zusammenhang mit dessen Verwendung in der Landwirtschaft 
gemacht. Diese Kontrolle muss so lange gewährleistet werden, 
bis die entsprechenden gesetzlichen Grundlagen die Verwertung 
der Klärschlämme durch Ausbringung auf landwirtschaftliche 
Flächen ausdrücklich verbieten (Verbot des Bundes für 2006 
beschlossen).

4. UMSETZUNG

KANTONALE STUDIEN FÜR DEN SACHBEREICH

Ziel ist es, das geplante kantonale Ausführungsgesetz zur Bundes-
gesetzgebung über den Gewässerschutz, das zur Zeit vorbereitet 
wird zu konkretisieren.

VERFAHREN FÜR DIE REALISIERUNG EINES PROJEKTES

Die in Zusammenhang mit der Ableitung von Siedlungsabwässern 
erwähnten Grundsätze erinnern an die allgemeine Verpflichtung für 
die im Gebiet der öffentlichen Kanalisation gelegenen Gebäude, 
sich an eine zentrale Abwasserreinigungsanlage anzuschliessen, 
und verweisen auf die Fälle, in denen die Realisierung einer 
individuellen Anlage zulässig ist.

Das Verfahren in Zusammenhang mit der Erstellung der generellen 
Entwässerungspläne durch die Gemeinden oder besser die 
Gemeindeverbände wird kurz erläutert. Diese Pläne werden 
subventioniert (in der Höhe von 4,5% bis 31,5% für den Kanton 
und 35% für den Bund), sofern das Gesuch vor Ende 2002 
eingereicht wird.

Für die Realisierung der regionalen Entwässerungspläne (REP) ist 
kein spezifisches Verfahren vorgesehen.

Mitwirkende Stellen

AfU und BRPA

Rechtlicher Rahmen

Neue eidgenössische oder 
kantonale Gesetzesgrundlage 
seit dem alten kantonalen 
Richtplan

Verwalungspraxis

Unveränderte Ziele der 
kantonalen Politik

Unveränderte Grundsätze und 
Massnahmen für die Umsetzung

Kantonale Studie erforderlich

Keine neuen Auswirkungen auf 
die Ortsplanung

Unveränderte 
Aufgabenverteilung

Zu diesem Thema siehe auch 
den erläuternden Bericht 
«Wasserkreislauf»
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